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Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Boehringer Ingelheim RCV GmbH & Co. KG Magyarorszdgi Fidktelepe

Beklagter: Nemzeti Ad6- és Vamhivatal Fellebbviteli Igazgatésdga

Tenor

1. Art. 90 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 iber das gemeinsame
Mehrwertsteuersystem ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, nach der ein
pharmazeutisches Unternehmen von seiner Bemessungsgrundlage fiir die Mehrwertsteuer deshalb nicht den Teil seines
Umsatzes aus dem Verkauf von Arzneimitteln, die von dem staatlichen Krankenversicherungstrager bezuschusst werden,
abziehen kann, den es aufgrund eines zwischen diesem Trager und dem genannten Unternchmen geschlossenen Vertrags
an diesen Trager zahlt, weil die danach gezahlten Betrdge nicht auf der Grundlage von zuvor von diesem Unternehmen
im Rahmen seiner Geschiftspolitik festgelegten Bedingungen bestimmt worden sind und diese Zahlungen nicht zur
Absatzforderung geleistet worden sind.

2. Art. 90 Abs. 1 und Art. 273 der Richtlinie 2006/112 sind dahin auszulegen, dass sie einer nationalen Regelung
entgegenstehen, wonach die nachtrégliche Verminderung der Bemessungsgrundlage fiir die Mehrwertsteuer voraussetzt,
dass der erstattungsberechtigte Steuerpflichtige iiber eine Rechnung verfiigt, die auf seinen Namen lautet und den zur
Erstattung berechtigenden Umsatz nachweist, selbst wenn eine solche Rechnung nicht ausgestellt wurde und dieser
Umsatz auf andere Weise nachgewiesen werden kann.

() ABL C 95 vom 23.3.2020.

Urteil des Gerichtshofs (Grole Kammer) vom 6. Oktober 2021 (Vorabentscheidungsersuchen der
Audiencia Provincial de Barcelona — Spanien) — Sumal SL/Mercedes Benz Trucks Espafia SL

(Rechtssache C-882/19) ()

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Wettbewerb — Ersatz des durch ein nach Art. 101 AEUV verbotenes
Verhalten verursachten Schadens — Bestimmung der ersatzpflichtigen Einheiten — Schadensersatzklage
gegen die Tochtergesellschaft, die im Anschluss an einen Beschluss erhoben wird, in dem nur die
Beteiligung der Muttergesellschaft an einem Kartell festgestellt wurde — Begriff ,,Unternehmen* — Begriff
.wirtschaftliche Einheit“)

(2021/C 490/04)
Verfahrenssprache: Spanisch

Vorlegendes Gericht

Audiencia Provincial de Barcelona

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Sumal SL

Beklagte: Mercedes Benz Trucks Espafia SL

Tenor

1. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass das Opfer einer wettbewerbswidrigen Verhaltensweise eines
Unternehmens eine Schadensersatzklage sowohl gegen eine Muttergesellschaft, die von der Europiischen Kommission
wegen dieser Verhaltensweise in einem Beschluss mit einer Sanktion belegt wurde, als auch gegen eine
Tochtergesellschaft dieser Gesellschaft, die von diesem Beschluss nicht betroffen ist, erheben kann, sofern sie zusammen
eine wirtschaftliche Einheit bilden. Die betreffende Tochtergesellschaft muss ihre Verteidigungsrechte sachdienlich
austiben konnen, um nachzuweisen, dass sie nicht zu diesem Unternehmen gehort, und ist, wenn die Kommission
keinen Beschluss nach Art. 101 AEUV erlassen hat, auch berechtigt, das Vorliegen der behaupteten Zuwiderhandlung
selbst zu bestreiten.
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2. Art. 101 Abs. 1 AEUV ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Regelung entgegensteht, die die Moglichkeit
vorsieht, die Haftung fir das Verhalten einer Gesellschaft einer anderen Gesellschaft nur dann zuzurechnen, wenn die
zweite Gesellschaft die erste Gesellschaft kontrolliert.

()  ABL C 87 vom 16.3.2020.

Urteil des Gerichtshofs (Fiinfte Kammer) vom 6. Oktober 2021 (Vorabentscheidungsersuchen der
Cour d’appel de Bruxelles — Belgien) — Top System SA/Etat belge

(Rechtssache C-13/20) (')

(Vorlage zur Vorabentscheidung — Urheberrecht und verwandte Schutzrechte — Rechtsschutz von
Computerprogrammen — Richtlinie 91/250/[EWG — Art. 5 — Ausnahmen von den zustimmungsbediirftigen
Handlungen — Handlungen, die zur Fehlerberichtigung durch den rechtmiifSigen Erwerber notwendig sind —

Begriff — Art. 6 — Dekompilierung — Voraussetzungen)

(2021/C 490/05)

Verfahrenssprache: Franzosisch

Vorlegendes Gericht

Cour d’appel de Bruxelles — Belgique

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klagerin: Top System SA

Beklagter: Etat belge

Tenor

1. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250/EWG des Rates vom 14. Mai 1991 iiber den Rechtsschutz von Computer-
programmen ist dahin auszulegen, dass der rechtmifige Erwerber eines Computerprogramms berechtigt ist, dieses ganz
oder teilweise zu dekompilieren, um Fehler, die das Funktionieren dieses Programms beeintrachtigen, zu berichtigen,
einschlieflich in dem Fall, dass die Berichtigung darin besteht, eine Funktion zu desaktivieren, die das ordnungsgeméfie
Funktionieren der Anwendung, zu der dieses Programm gehort, beeintrachtigt.

2. Art. 5 Abs. 1 der Richtlinie 91/250 ist dahin auszulegen, dass der rechtmifige Erwerber eines Computerprogramms, der
die Dekompilierung dieses Programms vornehmen mochte, um Fehler, die dessen Funktionieren beeintrichtigen, zu
berichtigen, nicht den Anforderungen nach Art. 6 dieser Richtlinie gentigen muss. Der Erwerber darf eine solche
Dekompilierung jedoch nur in dem fiir die Berichtigung erforderlichen Ausmafl und gegebenenfalls unter Einhaltung der
mit dem Inhaber des Urheberrechts an diesem Programm vertraglich festgelegten Bedingungen vornehmen.

(") ABL C 87 vom 16.3.2020.



	Rechtssache C-882/19: Urteil des Gerichtshofs (Große Kammer) vom 6. Oktober 2021 (Vorabentscheidungsersuchen der Audiencia Provincial de Barcelona — Spanien) — Sumal SL/Mercedes Benz Trucks España SL (Vorlage zur Vorabentscheidung – Wettbewerb – Ersatz des durch ein nach Art. 101 AEUV verbotenes Verhalten verursachten Schadens – Bestimmung der ersatzpflichtigen Einheiten – Schadensersatzklage gegen die Tochtergesellschaft, die im Anschluss an einen Beschluss erhoben wird, in dem nur die Beteiligung der Muttergesellschaft an einem Kartell festgestellt wurde – Begriff „Unternehmen“ – Begriff „wirtschaftliche Einheit“)
	Rechtssache C-13/20: Urteil des Gerichtshofs (Fünfte Kammer) vom 6. Oktober 2021 (Vorabentscheidungsersuchen der Cour d'appel de Bruxelles — Belgien) — Top System SA/État belge (Vorlage zur Vorabentscheidung – Urheberrecht und verwandte Schutzrechte – Rechtsschutz von Computerprogrammen – Richtlinie 91/250/EWG – Art. 5 – Ausnahmen von den zustimmungsbedürftigen Handlungen – Handlungen, die zur Fehlerberichtigung durch den rechtmäßigen Erwerber notwendig sind – Begriff – Art. 6 – Dekompilierung – Voraussetzungen)

